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         Tarifvertrag
zur Regelung der Grundlagen einer 
kirchengemäßen Tarifpartnerschaft1,  2

      

      
         Vom 5. November 1979

      

      
         (GVOBl. 1980 S. 12)
         

      

      In dem Bewusstsein der Besonderheit des kirchlichen Dienstes, der vom Auftrag der Kirche bestimmt ist, das Wort Gottes zu
            verkündigen, Glauben zu wecken, Liebe zu üben und die Gemeinde zu bauen,
         

         in der Erkenntnis, dass die Regelung der Arbeitsverhältnisse zwischen der Kirche und ihrer Diakonie, unabhängig von ihrer
            Rechtsgestalt, als Dienstgeber und ihren nicht beamteten Mitarbeitern zur Wahrnehmung der Fürsorgepflicht rechtsverbindlicher
            Ordnungen bedarf,
         

         und in der Erkenntnis, dass die Kirche ihre verfassungsmäßigen Rechte wahren und ihre Aufgaben ungehindert ausüben muss.

         
                     § 1

                  

                  Zwischen den Tarifvertragsparteien3 besteht für die Dauer dieses Tarifvertrages eine absolute Friedenspflicht.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieser Tarifvertrag tritt am 5. November 1979 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         1 Er kann erstmalig zum 31. Dezember 1986 gekündigt werden.  2 Falls er nicht gekündigt wird, gilt er jeweils für fünf Jahre weiter.  3 Die Kündigungsfrist beträgt jeweils sechs Monate zum Jahresschluss.  4 Mit der Kündigung sind zugleich alle sonstigen zwischen den Tarifvertragsparteien geschlossenen Vereinbarungen ohne Rücksicht
                     auf die in ihnen vereinbarten Fristen aufgelöst.  5 Die Anwendung der Schlichtungsvereinbarung auf diesen Tarifvertrag ist ausgeschlossen.
                  

                  

                  

                  

                  Protokollnotiz zu § 2 (2):

                  Im Falle einer Kündigung verpflichten sich die Tarifvertragsparteien, im Geiste des Grundlagentarifvertrages unverzüglich
                     in Verhandlungen einzutreten mit dem Ziel, neue Vereinbarungen abzuschließen.
                  

               

               
                     
                        
                           
                              	
                                 Kiel, 5. November 1979

                              
                           

                           
                              	
                                 Unterschriften

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Der Tarifvertrag trat gemäß § 2 Absatz 1 des Tarifvertrags zur Regelung der Grundlagen einer kirchengemäßen Tarifpartnerschaft
               vom 3. Juni 2021 (Rundschreiben 1/2021 des VKDA) mit Ablauf des 26. Mai 2021 außer Kraft.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Für die Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland sowie für die kirchlichen Körperschaften öffentlichen
               Rechts im Gebiet der ehemaligen Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche und deren rechtlich unselbstständige Dienste,
               Werke und Einrichtungen erfolgte die Arbeitsrechtssetzung bis zum Inkrafttreten eines einheitlichen Arbeitsrechtsregelungsgesetzes
               nach dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz vom 9. Juni 1979 (GVOBl. S. 193) der ehemaligen Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche und auf Grundlage dieses Tarifvertrages, vgl. Teil 1 § 56 Absatz 1 und 2 Einführungsgesetz
               vom 7. Januar 2012 (KABl. S. 30,  127, 234) in der jeweils geltenden Fassung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Der Tarifvertrag wurde am 5. November 1979 zwischen der Deutschen Angestelltengewerkschaft, der Gewerkschaft Gartenbau,
               Land- und Forstwirtschaft, der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr, dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter
               Nordelbien und dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungsträger Nordelbien abgeschlossenen. Die Gewerkschaft Gartenbau,
               Land- und Forstwirtschaft ging am 1. Januar 1996 durch Fusion in der IG Bauen-Agrar-Umwelt auf, welche durch Weitergeltungstarifvertrag
               vom 20. Februar 1996 (nicht veröffentlicht) mit Wirkung ab 1. Januar 1996 neuer Tarifvertragspartner wurde. Durch Anschlusstarifvertrag
               vom 3. November 2003 (GVOBl. 2004 S. 68) wurde die eigene direkte Tarifpartnerschaft der IG Bauen-Agrar-Umwelt zum 1. Januar 2004 beendet und ab dem Zeitpunkt mittels
               einer Erstreckungsklausel fortgeführt. 
Der Geltungsbereich des Tarifvertrages in seiner jeweils geltenden Fassung wurde durch Anschlusstarifvertrag vom 1. Juli 2003
               (GVOBl. 2004 S. 66) auf die Mitglieder des Landesverbandes Hamburg der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft erstreckt.
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Tarifvertragliche Vereinbarung
liber Regelungen in finanziellen Notlagen

vom

Zwischen dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstrager
Nordelbien
- einerseits -

und

der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft
- Landesbezirk Nordmark -

- andererseits -

wird folgende Tarifvertragliche Vereinbarung iiber Regelungen in

finanziellen Notlagen abgeschlossen:

§ 1

Es besteht zwischen den Tarifvertragsparteien Einvernehmen darliber,
daB die dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstriger
Nordelbien angeschlossenen Korperschaften und Einrichtungen in ihrer
finanziellen Leistungsfdhigkeit nicht vergleichbar sind mit den Ge-
bietskdrperschaften des ﬁffentliheq"Dienstes. Es besteht ferner
Einigkeit dariiber, daB die dem Vé}génd kirchlicher und diakonischer
Anstellungstrédger Nordelbien angeschlossenen Kdrperschaften und
Einrichtungen zur Erfiillung ihrer Aufgaben einen hohen Personalbe-
stand bendtigen, der sie in ihren Haushalten entsprechend hoch be-
lastet. In diesem BewuBtsein und in der Erkenntnis, daBl bei erfor-
derlich werdenden Einsparungsmafnahmen in finanziellen Notlagen die
Sicherung der Arbeitspl8tze grundsdtzlich Vorrang genieBlen soll,
verpflichten sich die Tarifvertragsparteien fir den Fall, daB Ein-
sparungsmaBnahmen zur kirchengesetzlich geregelten Kirzung der Be-
soldung der Geistlichen und Kirchenbeamten filihren, fiir Angestellte
und Arbeiter mit dem Ziel einer entsprechenden Anwendung zu ver-
handeln. Dabei sind soziale Gesichtspunkte angemessen zu beriick-
sichtigen. Die Tafifvertragsparteien verpflichten sich filir diesen
Fall zu unverziiglichen Verhandlungen, sofern das Verfahren nach

§ 4 des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes vom 9. Juni 1979 (GVB1.
Seite 193) eingehalten.worden ist.





-2 -

§ 2

(1) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 5. November 1979

in Kraft.

(2) Sie kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahres-
schluB3 gekiindigt werden.

(3) Nach erfolgter Kindigung gilt diese Vereinbarung weiter

bis zum AbschluB einer neuen Vereinbarung. Diese Vereinbarung
kann nicht durch Schlichtungsspruch zustande kommen.

Kiel, den 5, November 1979
Flir den
Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstriger Nord-

elbien

Miszee i Weeeeeen e, : :

o UL i

Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft
- = Landesbezirk Nordmark -
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Tarifvertragliche Vereinbarung
tiber Regelungen in finanziellen Notlagen

VoI

Zwigchen dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstriger
Nordelbien
- einerseits -

und

der Deutschen Angestelltengewerkschaft
~ Landesverbinde Hamburg und Schleswig-Holstein -

- agndererseits -

wird folgende Tarifvertragliche Vereinbarung liber Regelungen in

finanziellen Notlagen abgeschlossen:

§ 1

Es besteht zwischen den Tarifvertragsparteien Einvernehmen dariiber,
daB die dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstriger
Nordelbien angeschlossenen Korperschaften und Einrichtungen in ihrer
finanziellen Leistungsféhigkeit nicht vergleichbar sind mit den Ge-
bietskdrperschaften des 6ffentlithen Dienstes. Es besteht ferner
Einigkeit dariiber, daBl die dem*Verband kirchlicher und diakonischer
Anstellungstrédger Nordelbien angeschlossenen Korperschaften und
Einrichtungen zur Erflillung ihrer Aufgaben einen hohen Personalbe-
and bendtigen, der sie in ilhren Haushalten entsprechend hoch be-

stet. In diesem BewufBtgein und in der Erkenntnis, daB bei erfor-
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derlich werdenden Einsparungsmalnahmen in finanziellen Notlagen die

i

Sicherung der Arbeitsplétze grundsdtzlich Vorrang genieBen soll,
verpflichten sich die Tarifvertragsparteien fir den Fall, daB Ein-
sparungsmafBnahmen zur kirchengesetzlich geregelten Kirzung der Be-
soldung der Geilstlichen und Kirchenbeamten fithren, flir Angestellte
und Arbeiter mit dem Ziel einer entsprechenden Anwendung zu ver-
handeln. Dabei sind soziale Gesichtspunkte angemessen zu beriick-
siohtigenu Die Tarifvertragsparteien verpflichten sich fir diesen
Fall zu unverziiglichen Verhandlungen, sofern das Verfahren nach

§ 4 des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes vom 9. Juni 1979 (GVBL.

Seite 193) eingehalten worden ist.





& 2
(1) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 5. November 1979

in Kraft.

(2) Sie kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahreg-

schlull gekiindigt werden.

(3) Nach erfolgter Kindigung gilt diese Vereinbarung weiter
bis zum Abschluf einer neuen Vereinbarung. Diese Vereinbarung

kann nicht durch Scthchtung%spruch zustande kommenn

Kiel, den 5. November 1979

Fir den
Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstriger Nord-
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Tarifvertragliche Vereinbarung
liber Regelungen in finanziellen Notlagen

vom

Zwischen dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstriger
Nordelbien
- einerseits -

und

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordelbien

- andererseits -

wird folgende Tarifvertragliche Vereinbarung liber Regelungen in

finanziellen Notlagen abgeschlossen:

§ 1

Es besteht zwischen den Tarifvertragsparteien Einvernehmen dariiber,
daB die dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstréger
Nordelbien angeschlossenen Kdrperschaften und Einrichtungen in ihrer
finanziellen Leistungsfdhigkeit nicht vergleichbar sind mit den Ge-
bietskorperschaften des 6ffentlihen Dienstes. Es besteht ferner
Einigkeit dariiber, daB die dem Verband kirchlicher und diakonischer
Anstellungstridger Nordelbien angeschlossenen Korperschaften und
Einrichtungen zur Erfiillung ihrer Aufgaben einen hohen Personalbe-
stand bendtigen, der sie in ihren Haushalten entsprechend hoch be-
lastet. In diesem BewuBtsein und in der ﬁrkenntﬁié, daB bei erfor-
-derlich werdenden Einsparungsmafinahmen in finanzielléh Notlagen die
Sicherung der Arbeitsplidtze grundsdtzlich Vorrang genieflen soll,
verpflichten sich die Tarifvertragsparteien fiir den Fall, dafB3 Ein-
sparungsmafBnahmen zur kirchengesetzlich geregelten Kiirzung der Be-
soldung der Geistlichen und Kirchenbeamten flihren, flr Angestellte
und Arbeiter mit dem Ziel einer entsprechenden Anwendung zu ver-
handeln. Dabei sind soziale Gesichtspunkte angemessen zu beriick-
sichtigen. Die Tarifvertragsparteien verpflichten sich fiir diesen
Fall zu unverziiglichen Verhandlungen, sofern das Verfahren nach

§ 4 des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes vom 9. Juni 1979 (GVBL.

Seite 193) eingehalten worden ist.





§ 2

(1) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 5. November 1979
in Kraft.

(2) Sie kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahres-
schluf3 gekiindigt werden.

(3) Nach erfolgter Kindigung gilt diese Vereinbarung weiter

bis zum Abschluf einer neuen Vereinbarung. Diese Vereinbarung
kann nicht durch Schlichtungsspruch zustande kommen.

Kiel, den 5. November 1979

Fir den
Verband kirchlicher und diakonischer A tellungstréiger Nord-

bt flu A

Fir gxm/den

Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordelbien
- -~ .
-~ \
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Abschrift

, Transport und Verkehr
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(3) Die Verhandlung gilt als gescheitert, wenn eine Tarifver-
tragspartel dies der anderen Tarifvertragspartei gegeniliber er-
kl8rt oder eine Tarifvertragspartei es ablehnt, weiter oder Uber-
haupt zu verhandeln.

(4) Die Tarifvertragsparteien sind alsdann verpflichtet, sich
auf das Schlichtungsverfahren einzulassen.

§ 4

Verfahren

(1) Die Schlichtungsstelle hat innerhalb einer Frist von dreil
Wochen nach Eingang der schriftlichen Aufforderung gemif § 3
Abs., 1 bzw. nach Eingang der Mitteilung des Pridsidenten des Land-
gerichts in Kiel {iber den unparteiischen Vorsitzenden gemidB § 3
Abs. 2 zusammenzutreten. Die Tarifvertragsparteien konnen die
Frist im Einzelfall im gegenseitigen Einvernehmen verlingern.

(2) Der Vorsitzende setzt nach AnhSrung der Tarifvertragspar-
teien Ort und Zeitpunkt der Verhandlung fest. Er 1lddt die Tarif-
vertragsparteien zu der Verhandlung ein. Die Tarifvertragsparteien
sind verpflichtet, die von ihnen zu stellenden Beisitzer zu den
anberaumten Sitzungen zu laden und fiir ihr pilinktliches Erscheinen
zu sorgen. Sie haben binnen Wochenfrist nach Eingang der Mitteilung
iiber den Verhandlungstermin ihre Antrdge, Schriftsdtze und Ver-
handlungsunterlagen in zweifacher Ausfertigung bei dem Vorsitzenden

einzureichen,

{(3) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung und Beratung. Die
Verhandlungen der Schlichtungsstelle sind nicht 8ffentlich,

{(4) Die Schlichtungsstelle hat durch Anhdrung der Tarifvertrags-
parteien die Streitpunkte und die fir ihre Beurteilung wesent-
lichen Verhdltnisse klarzustellen. Soweit sie es flir erforderlich
hilt, kann sie Auskiinfte einholen, den Tarifvertragsparteien die
Beibringung von Unterlagen aufgeben sowie Auskunfispersonen und

Sachverstiandige horen.

- AL e
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§5
Einigung

(1) Die Schlichtungsstelle hat in jedem Stadium des Verfahrens
zu versuchen, eine Einigung der Tarifvertragsparteien herbeizu-
fihren. Kommt eine Einigung zustande, so ist sie in ihrem Wort-
laut niederzuschreiben und von den Tarifvertragsparteien zu unter-
zeichnen,

(2) Die erzielte Einigung hat die materielle Wirkung eines Tarif-
vertrages.

§ 6
Entscheidung der Schlichtungsstelle

{1) Kommt eine Einigung nach § 5 Abs. 1 nicht innerhalbd von
vier Wochen oder nach Ablauf einer im beiderseitigen Einvernehmen
vereinbarten Verlingerung dieser Frist zustande, so entscheidet
die Schlichtungsstelle mit Mehrheit. Kein Mitglied der Schlich-
tungsstelle darf sich der Stimme enthalten.

(2) Eine Entscheidung ist auf Antrag einer Tarifvertragspartel
auch dann zu fdllen, wenn die andere Tarifvertragspartei trotz
rechtzeitiger Ladung nicht erschienen ist oder wenn sie nicht ver-
handelt. Diese Entscheidung hat die materielle Wirkung eines Tarif-
vertrages.

(3) Die Verhandlung ist von Amts wegen zu vertagen, gegebenenfalls
unter Erteilung von Auflagen an die Tarifvertragsparteien, wenn der
Streitfall noch nicht entscheidungsreif und eine weitere Aufklarung
gemdB § 4 Abs. 4 erforderlich ist.

(4) Der Vorsitzende verkiindet im AnschluB an die Verhandlung nach
Beratung mit den Beisitzern die schriftlich abgefaBte und von den
Mitgliedern der Schlichtungsstelle unterzeichnete Entscheidung. Sie
ist - versehen mit einer schriftlichen Begrindung ~ den Tarifver-
tragsparteien durch einen eingeschriebenen Brief zuzustellen.
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$ 11
Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarﬁng tritt mit Wirkung vom 5. November 1979
in Kraft.

(2) Sie kann mit einer Frist von sechs Monaten zum JahresschluB
geklindigt werden.

(3) Nach erfolgter Kiindigung gilt diese Vereinbarung weiter bis

zum AbschluB3 einer neuen Vereinbarung. Diese Vereinbarung kann nicht
durch Schlichtungsspruch zustande kommen.

Kiel, den 5. November 1979

Fir den
Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstrdger Nord-

gt bl
Fir die/d%

Gewerkschaft foeytlichs Dienste, Tramsport und Verkehr
- B@;zimsv@ma}.gmgm Hamburg und Nordwest =«

,caéif{fkf: / V/i;ﬁtfkﬂﬁ%@*wﬁy /ﬁ;@%&ﬁ{@%éfﬁp
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(3) Die Verhandlung gilt als gescheitert, wenn eine Tarifver-
tragspartei dies der anderen Tarifvertragspartei gegeniiber er-
kidrt oder eine Tarifvertragspartei es ablehnt, weiter oder iiber-

haupt zu verhandeln.

(4) Die Tarifvertragsparteien sind alsdann verpflichtet, sich
auf das Schlichtungsverfahren einzulassen.

§ 4

Verfahren

(1) Die Schlichtungsstelle hat innerhalb einer Frist von drei
Wochen nach Eingang der schriftlichen Aufforderung gemiB § 3
Abs. 1 bzw. nach Eingang der Mitteilung des Pridsidenten des Land-
gerichts in Kiel {iiber den unparteiischen Vorsitzenden gemiB § 3
Abs. 2 zusammenzutreten. Die Tarifvertragsparteien k®nnen die
Frigt im Einzelfall im gegenseitigen Einvernehmen verlingern.

(2) Der Vorsitzende setzt nach Anhdrung der Tarifvertragspar-
teien Ort und Zeitpunkt der Verhandlung fest. Er 1#dt die Tarif-
vertragsparteien zu der Verhandlung ein. Die Tarifvertragsparteien
sind verpflichtet, die von ihnen zu stellenden Beisitzer zu den
anberaumten Sitzungen zu laden und fiir ihr plinktliches Erscheinen
zu sorgen, Sie haben binnen Wochenfrist nach Eingang der Mitteilung
iiber den Verhandlungstermin ihre Antrdge, Schriftsdtze und Ver-
handlungsunterlagen in zweifacher Ausfertigung bei dem Vorsitzenden

einzureichen,

(3) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung und Beratung. Die
Verhandlungen der Schlichtungsstelle sind nicht offentlich.

{&4) Die Schlichtungsstelle hat durch Anh6rung der Tarifvertrags-
parteien die Streitpunkte und die flir ihre Beurteilung wesent-
lichen Verhdltnisse klarzustellen. Soweit sie es fir erforderlich
hdlt, kann sie Auskiinfte einholen, den Tarifvertragsparteien die
Beibringung von Unterlagen aufgeben sowie Auskunftspersonen und

Sachverstindige hdren.

o AL
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§ 5
Einigung
(1) Die Schlichtungsstelle hat in jedem Stadium des Verfahrens
»u versuchen, eine Einigung der Tarifvertragsparteien herbeizu-
filhren. Kommt eine Einigung zustande, so ist sie in ihrem Wort-
laut niederzuschreiben und von den Tarifvertragsparteien zu unter-
zelichnen,

{2) Die erzielte Einigung hat die materielle Wirkung eines Tarif-
vertrages.,

§ 6
Entscheidung der Schlichtungsstelle

(1) Kommt eine Einigung nach § 5 Abs. 1 nicht innerhalb von
vier Wochen oder nach Ablauf einer im beiderseitigen Einvernehmen
vereinbarten Verlingerung dieser Frist zustande, so entscheidet
die Schlichtungsstelle mit Mehrheit. Kein Mitglied der Schlich=-
tungsstelle darf sich der Stimme enthalten.

(2) Eine Entscheidung ist auf Antrag einer Tarifvertragspartei
auch dann zu fillen, wenn die andere Tarifvertragspartei trotz
rechtzeitiger Ladung nicht erschienen ist oder wenn sie nicht ver-
handelt. Diese Entscheidung hat die materielle Wirkung eines Tarif-
vertrages.

(3) Die Verhandlung ist von Amts wegen zu vertagen, gegebenenfalls
unter Erteilung von Auflagen an die Tarifvertragsparteien, wenn der
Streitfall noch nicht entscheidungsreif und eine weitere Aufkléarung
gemiB § 4 Abs. 4 erforderlich ist.

(4) Der Vorsitzende verkiindet im Anschlufl an die Verhandlung nach
Beratung mit den Beisitzern die schriftlich abgefaBte und von den
Mitgliedern der Schlichtungsstelle unterzeichnete Entscheidung. Sie
ist - versehen mit einer schriftlichen Begriindung ~ den Tarifver-
tragsparteien durch einen eingeschriebenen Brief zuzustellen.,
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N

{2} Die Schlichiungsstelle faft ihre Ent:
drittel Mehrheit., Im iUbrigen Findet § 6 Abs. 1 bis 5 entsprechende

cheidung mit zwel-

J}

Anwendung.

Yo
B

{3} Die BEntscheidung hat dile materielle Wirkung eines Tarifver

Wochen nach Zustellung

(2) Die Schlichtungsstelle tritt in der gleichen Besetzung zu-
sammen, in der die angefochtsne Entscheidung gef8llt wurde. Sie
mufl dem Antrag der Tarifvertragspartel stattgsben, wenn diese den
unrichtigen Sachverhalt bzw. den Formfehler nachgewiesen hat.

(3) Die im Wiederaufnahmeverfahren getroffene Entscheidung hebl
die angefochtene BEntscheidung auf.

Tarifvertrags-

e . s
Tarifvertragspartsl

SOnen

stdndigen., Die Ubrigen Kosten des

o

i
lagen des Vorsitzenden tright jede Tarifvertragspartel zur HALLTe.

ong sinschlieflich der Aus-
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& 11
Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarﬁng tritt mit Wirkung vom 5. November 1979
in Kraft.

(2) Sie kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Jahresschluf
geklindigt werden.

(3) Nach erfolgter Kiindigung gilt diese Vereinbarung weiter bis
zum Abschlufl einer neuen Vereinbarung. Diese Vereinbarung kann nicht

durch Schlichtungsspruch zustande kommen.

Kiel, den 5. November 1979

Fir den
Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstrédger Nord-

//{wcw,cé/ W‘ﬂ« P
o
Fir die/dex

Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Fortswirtschaft
- Landesbezirk Nordmark -

%; wiah g Ay
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Tarifvertrascg

zur Regelung der Grundlagen einer kirchengemdflen Tarifpartner-

schaft
vom

Zwischen
dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstréger

Nordelbien
- einerseits -

und

der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft

- Landesbezirk Nordmark -

- andererseits -

wird -

in dem BewufBltsein der Besonderheit des kirchlichen Dienstes,

der vom Auftrag der Kirche bestimmt ist, das Wort Gottes zu ver-
kiindigen, Glauben zu wecken, Liebe zu {iben und die Gemeinde zu
bauen, |

in der Erkenntnis, daB die Regelung der Arbeitsverhdltnisse
zwischen der Kirche und ihrer Diakonie, unabhidngig von ihrer
Rechtsgestalt, als Dienstgeber und ihren nichtbeamteten Mit-
arbeitern zur Wahrnehmung der Flrsorgepflicht rechtsverbindlicher
Ordnungen bedarf,

und in der Erkenntnis,.dafl die Kirche ihre verfassungsmidBligen
Rechte wahren und ihre Aufgaben ungehindert ausiiben muf3,

folgendes wvereinbart:

§ 1
Zwischen den Tarifvertragsparteien besteht fiir die Dauer dieses Tarif-
vertrages eine absolute Friedenspflicht. ’





§ 2
(1) Dieser Tarifvertrag tritt am 5. November 1979 in Kraft.

(2) Er kann erstmalig zum 31. Dezember 1986 gekiindigt werden.
Falls er nicht gekiindigt wird, gilt‘er Jjeweils fiir fiinf Jahre
weiter. Die Kiindigungsfrist betrdgt jeweils sechs Monate zum
JahresschluBl, Mit der Kiindigung sind zugleich alle sonstigen
zwischen den Tarifvertragsparteien geschlossenen Vereinbarungen
ohne Riicksicht auf die in ihnen vereinbarten Fristen aufgeltst.
Die Anwendung der Schlichtungsvereinbarung.auf diesen Tarif-
vertrag ist ausgeschlossen.

Protokollnotiz zu § 2 (2):

Im Falle einer Kiindigung verpflichten sich die Tarifvertrags-
parteien, im Geiste des Grundlagentarifvertrages unverziliglich
in Verhandlungen einzutreten mit dem Ziel, neue Vereinbarungen
abzuschlieBen. ‘

Kiel, den 5. November 1979

Fir den .
Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstrédger

Nordelbien -—
ey Gndder Wi, Mei' ) M. / d ’,: ;é

. - Y/
Fir die/dex (Tetr - Paut Hoerbe )
Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft

- Landesbezirk Nordmark -

s sirgnts Bkt

( lnn emfgnggf)
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A
- Abschrift -
Scehlichtungsvereinbarung

VOm

reitigkeiten zwischen den Vertragspartnern

am 5, Movember 1970 geschlossene Schiiche

s diskonisc

[RE4105 e

o

et

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordelbien

- andererseits -~

rd folgende Schlichtungsvereinbarung abgeschlossen:

§ 1

Bereitschaft zur Schiichtung

{ﬁ} Die Tarifvertragspavﬁ@ieﬁ gehen von dem Gedanken aus, daB
‘ indigung stets das er-






(3) Zur Du
tungsstelle er

no

chfiihrung des Schlichtungsverfahrens wird sine Schliche

richtet.

§ 2
Zusammensetzung der Schlichtungsstelle

(1} Die Schlichtungsstelle setzt sich aus einem unparte
Vorgitzenden und in der ersten Schlichtungsrunde aus je zwei? in
der Schilichtung gemBf § 8 dieser Versinbarung aus Je vier von den
Tarifvertragsparteien zu besnennenden Beisitzern zusammen. Sie
solle kirchlichen Amtern wihlbar sein.

(2} Der Vorsitzends darf weder haupt-, neben- noch
im Kirchlilohen oder gewerksch iullchen Diengt stehen.

{3) Der Vorsitzende und die Beisitzer werden von Fall zu Fall

begtimnt.

Protokollinotiz:

Es besteht Einigkeit dariiber,

~dafBl die Tarifvertragsparteien ein-

Cvernehnlich auch mit einer geringeren als der in dieser Verelin-

barung vorgess

{1) Sind die

henen Anzahl von Beisltzern verhandeln k8anen.

§ 3
Eintritt in die Schlichtung

Verhandlungen zwischen den Tarifvertragsparteien

gescheltert oder verweigert eine Tarifvertragspartel die Aufnahue

von Verhandlungen, so richtet die betreibende Tarifvertragspartel

unter Angabe

LTS

und untsr Vors

Fr
iUber den Vorsi

d

gs Streitfalles, unter Benennung ihrer Beisitzer

chlag eines unparteiischen Vorsitzenden an die andere

artel die schriftliche Aufforderung, innerhalb einep
ist ihre Beisitzer zu benennen und zu dem Vorschlag

tzenden Stellung zu nehmen,

Vorgitzendes

W
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(3) Die Verhandlung gilt als gescheitert, wenn eine Tarifver-
tragspartei dies der anderen Tarifvertragspartei gegeniiber er-
kldrt oder eine Tarifvertragspartei es ablehnt, weiter oder iber-

haupt zu verhandeln.

(4) Die Tarifvertragsparteien sind alsdann verpflichtet, sich
auf das Schlichtungsverfahren einzulassen.

§ 4

Verfahren

(1) Die Schlichtungsstelle hat innerhalb einer Frist von drei
Wochen nach Eingang der schriftlichen Aufforderung gemdB § 3
Abs., 1 bzw. nach Eingang der Mitteilung des Pridsidenten des Land-
gerichts in Kiel iiber den unparteiischen Vorsitzenden gemdB § 3
Abs. 2 zusammenzutreten. Die Tarifvertragsparteien konnen die
Frist im Einzelfall im gegenseitigen Einvernehmen verlingern.

(2) Der Vorsitzende setzt nach Anhdrung der Tarifvertragspar-
teien Ort und Zeitpunkt der Verhandlung fest. Er lddt die Tarif-
vertragsparteien zu der Verhandlung ein. Die Tarifvertragsparteien
sind verpflichtet, die von ihnen zu stellenden Beisitzer zu den
anberaumten Sitzungen zu laden und fir ihr plinktliches Erscheinen
zu sgorgen. Sie haben binnen Wochenfrist nach Eingang der Mitteilung
iiber den Verhandlungstermin ihre Antrége, Schriftsidtze und Ver-
handlungsunterlagen in zweifacher Ausfertigung bei dem Vorsitzenden

einzureichen,

(3) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung und Beratung. Die
Verhandlungen der Schlichtungsstelle sind nicht 6ffentlich.

(4) Die Schlichtungsstelle hat durch Anhdrung der Tarifvertrags-
parteien die Streitpunkte und die flir ihre Beurteilung wesent-
lichen Verhdltnisse klarzustellen. Soweit sie es fir erforderlich
hilt, kann sie Auskiinfte einholen, den Tarifvertragsparteien die
Beibringung von Unterlagen aufgeben sowie Auskunftspersonen und

Sachverstindige héren.
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§ 5
Einigung

(1) Die Schlichtungsstelle hat in jedem Stadium des Verfahrens
zu versuchen, eine Einigung der Tarifvertragsparteien herbeizu-
filhren. Kommt eine Einigung zustande, so ist sie in ihrem Wort-
laut niederzuschreiben und von den Tarifvertragsparteien zu unter-
zeichnen,

{2) Die erzielte Einigung hat die materielle Wirkung eines Tarif-
vertrages,

§ 6
Entscheidung der Schlichtungsstelle

(1) Kommt eine Einigung nach § 5 Abs. 1 nicht innerhalb von
vier Wochen oder nach Ablauf einer im beiderseitigen Einvernehmen
vereinbarten Verlingerung dieser Frist zustande, so entscheidet
die Schlichtungsstelle mit Mehrheit, Kein Mitglied der Schlich-
tungsstelle darf sich der Stimme enthalten.

(2) Eine Entscheidung ist auf Antrag einer Tarifvertragspartei
auch dann zu fidllen, wenn die andere Tarifvertragspartei trotz
rechtzeitiger Ladung nicht erschienen ist oder wenn sie nicht ver-
handelt. Diese Entscheidung hat die materielle Wirkung eines Tarif-
vertrages.

(3) Die Verhandlung ist von Amts wegen zu vertagen, gegebenenfalls
unter Brteilung von Auflagen an die Tarifvertragsparteien, wenn der
Streitfall noch nicht entscheidungsreif und eine weitere Aufklérung
gemdfl § 4 Abs. 4 erforderlich ist.

(4) Der Vorsitzende verkiindet im AnschluB an die Verhandlung nach
Beratung mit den Beisitzern die schriftlich abgefaSte und von den
Mitgliedern der Schlichtungsstelle unterzeichnete Entscheidung. Sie
igt - versehen mit einer schriftlichen Begriindung - den Tarifver-
tragsparteien durch einen eingeschriebenen Brief zuzustellen.





(8} Die Tarifvertragspartsien gind verpflichtet, innerhalb einer
Frist von einem Monat dem Vorsitzenden der Schlichtungsstelle
eingeschriebenen Briefl dis Ablehnung der Batscheld

L)

Schlichtungsstelle bekanntzugeben, Die Frist beginnt mit der
Zustelliung des schriftlichen Entscheldes der Schlichtungsstells

{Absatz 4).

ainss Tarifvertrages.

tungsstelle ganz oder teilweise ab, so gilt das Verfahren fur
Dauer eilunes Monsts a

1s ausgesetzt., Die Prlst beginnt mnit Eingang
der Erklirung gemiB § &6 Abs

. 5 beili dem Vorsitzenden.

{2} Wihrend dieser Frist sollien die Tarifvertragspartelen ver-
suchen, zu einer Vers
gung, so setzt der Vorsitzende nach Ablauf der Aussetzungsirist
einen weiteren Verhandlungstermin an. Die Schlichtungsstelle ist
gem#fB § 2 Abs. 1 um Jje zwel von den Tarifvertragsparteien zu be-
nennende zusdtzliche Beisitzer zu erginzen., Die Zusammensetzung de
Schlichtungsstelle soll im Ubrigen unverndert bleiben, es
denn, die Tarifvertragsparteien wilnschen in beiderseltigem Ei

tindigung zu kommen., Erfolgt keine Vers

63}
o
s

wa
o3
B
&
]

§ oy g gy e @ «, o R N = T iy 03 ey b g wy s
naehmen ihre Neubesetzung., Die 88 3 bis 5 finden Anwendung,
u:}f (]

&8

Bruneute Entscheidung der Schilichtungsstell

{1) Die Schlichtungsstelle ist an die vorangegangene Entscheid:
nicht gebunden. Sie soll erneut frei entscheiden.
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{2) Die Schlichtungsstelle faBt ihre Entscheidung mit zwel-
drittel Mehrheit, Im iibrigen findet § 6 Abs. 1 bis 5 entsprechende
Anwendung.,

{3) Die Entscheidung hat die materielle Wirkung eines Tarifver-
trages.

scheldung b@lm Vorsitzenden die Wisderaufnahme des Verfahrens be-
antragen.

{2} Die Schlichtungsstelle tritt in der gleichen Besetzung zu-
sammen, in der die angefochtene Entscheidung gefdllt wurde, Sie
mufl dem Antrag der Tarifvertragspartei stattgeben, wenn diese den
unrichtigen Sachverhalt bzw. den Formfehler nachgewiesen hat.

{3) Die im Wiederaufnahmeverfahren getroffene Entscheidung hebt
die angefochtene Entscheidung auf.

§ 10
Kosten
{1) Die Fntschidigung der Beisitzer trigt die Tarifvertrags-

yarﬁﬁig die sie benannt hat; ebenso triagt jede Tarifvertragspartel

;_‘Z

L ode g

ten der wvon ihr benannten Auskunftspersonen und Sachver-
st¥ndigen. Die Uibrigen Kosten des Verfahrens einschlieflich der Aus-
lagen des Vorsitzenden trigt jede Tarifvertragspartei zur Hilfte,

die ¥os

(“'s}

{2 } Wurde die Schlichtungsst e angerufen, weil eine Tarifver-

voun Verhandlungen abgelehnt hat, so trigh

n des Verfahvens allein.
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§ 11
Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 5. November 1979
in Kraft.

(2) Sie kann mit einer Frist von sechs Monaten zum JahresschlufB

gekiindigt werden.

(3) Nach erfolgter Kiindigung gilt diese Vereinbarung weiter bis
zum Abschluf3 einer neuen Vereinbarung. Diese Vereinbarung kann nicht

durch Schlichtungsspruch zustande kommen.,

Kiel, den 5. November 1979

Fir den
Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstrédger Nord-

YAl fae—

Fiir &Xz/den
Verband Kirchlicher Mitarbeiter N elbien /}/

Yo il AL AL
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Schlichtungsvereinbarung

Vo

Flir die Regelung von Streitigkeiten zwischen den Vertragspartnern
gilt die zwischen ihnen am 5. November 1979 geschlossene Schlich-

tungsvereinbarung.

Zwischen
dem Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstriger Nord-

elbien
- einersgeits =

und

der Deutschen Angestelltengewerkschaft
- Landesverbinde Hamburg und Schleswig-Holstein -

- andererseits -
wird folgende Schlichtungsvereinbarung abgeschlossen:

§ 1
Bereitschaft zur Schlichtung

(1) Die Tarifvertragsparteien gehen von dem Gedanken aus, daf
bei allen Kollektivstreitigkeiten die Verstdndigung stets das er-

strebenswerte Ziel sein mul.

(2) Die Tarifvertragsparteien vereinbaren daher ein Schlich-
tungsverfahren, das zur Anwendung kommen mull, wenn die zunachst
durchgefihrten freien Verhandlungen zwischen den Tarifvertrags-
parteien zu keiner Verstindigung geflihrt haben oder aber eine
der Tarifvertragsparteien die Aufnahme von Verhandlungen oder

Gespridchen Uberhaupt ablehnt.

AN





{3) Zur Durchftihrung des Schlichtungsverfahrens wird eine Schlich-

tungsstelle errichtet,

§ 2

Zusammensetzung der Schlichtungsstelle

{1) Die Schlichtungsstelle setzt sich aus einem unparteiischen

Yorsitzenden und in der ersten Schlichtungsrunde aus Jje zwel, in

der Schlichtung gem#f § 8 dieser Vereinbarung aus je vier von den

Tarifvertragsparteien zu benennenden Beisitzern zusammen. Sle

sollen zu kirchlichen Amtern wdhlbar sein.

im

be

{(2) Der Vorsitzende darf weder haupt-, neben- noch ehrenamtlich
kirchlichen oder gewerkschaftlichen Dienst stehen.

{3) Der Vorsitzende und die Beisitzer werden wvon Fall zu Fall
stimmt.

Protokollnotiz:

Es

besteht Einigkeit dariiber, daB die Tarifvertragsparteien ein-

vernehmlich auch mit einer geringeren als der in dieser Verein-

barung vorgesehenen Anzahl von Beisitzern verhandeln kdnnen.

ze

§ 3
Eintritt in die Schlichtung

{1) Sind die Verhandlungen zwischen den Tarifvertragsparteien
scheitert oder verweigert eine Tarifvertragspartei die Aufnahne

von Verhandlungen, so richtet die betreibende Tarifvertragsparteil

unter Angabe des Streitfalles, unter Benennung ihrer Beisitzer

und unter Vorschlag eines unparteiischen Vorsitzenden an die andere

Tarifvertragspartei die schriftliche Aufforderung, innerhalb einer

einwBchigen Frist ihre Beisitzer zu benennen und zu dem Vorschlag

tiber den Vorsitzenden Stellung zu nehmen.

80
de

(2) Kommt eine Einigung liber den Vorsitzenden nicht zustande,
bestellt auf AnSrag einsr Tarifvertragspartel der Prisident
s Landgerichts in Kiel den Vorsitzenden,
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(3) Die Verhandlung gilt als gescheitert, wenn eine Tarifver-
tragspartel dies der anderen Tarifvertragspartei gegeniber er-
kl8rt oder eine Tarifvertragspartel es ablehnt, weiter oder lber-
haupt zu verhandeln. '

(4) Die Tarifvertragsparteien sind alsdann verpflichtet, sich
auf das Schlichtungsverfahren einzulassen.

§ 4

Verfahren

(1) Die Schlichtungsstelle hat innerhalb einer Frist von drei
Wochen nach Eingang der schriftlichen Aufforderung gemiB § 3
Abs. 1 bzw. nach Eingang der Mitteilung des Prédsidenten des Land-
gerichts in Xiel iiber den unparteiischen Vorsitzenden geméﬁ § 3
Abs. 2 zusammenzutreten., Die Tarifvertragsparteien kdnnen die
Frist im Einzelfall im gegenseitigen Einvernehmen verldngermn.

(2) Der Vorsitzende setzt nach Anhdrung der Tarifvertragspar-
teien Ort und Zeitpunkt der Verhandlung fest. Er 1ladt die Tarif-
vertragsparteien zu der Verhandlung ein. Die Tarifvertragsparteien
sind verpflichtet, die von ihnen zu stellenden Beisitzer zu den
anberaumten Sitzungen zu laden und fir ihr pilinktliches Erscheinen
zu sgorgen. Sie haben binnen Wochenfrist nach Eingang der Mitteilung
iiber den Verhandlungstermin ihre Antridge, Schriftsdtze und Ver-
handlungsunterlagen in zweifacher Ausfertigung bei dem Vorsitzenden

einzureichen,

{(3) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung und Beratung. Die
Verhandlungen der Schlichtungsstelle sind nicht offentlich.

{4) Die Schlichtungsstelle hat durch Anhdrung der Tarifvertrags-
parteien die Streitpunkte und die fir ihre Beurteilung wesent-
lichen Verhdltnisse klarzustellen. Soweit sie es flir erforderlich
h#lt, kann sie Auskiinfte einholen, den Tarifvertragsparteien die
Beibringung von Unterlagen aufgeben sowie Auskunftspersonen und

Sachverstindige horen.

wza !.}. s





.

§ 5
Einigung

{1) Die Schlichtungsstelle hat in jedem Stadium des Verfahrens
7z versuchen, eine Einigung der Tarifvertragsparteien herbeizu-
fiihren. Kommt eine Einigung zustande, so ist sie in ihrem Wort-
laut niederzuschreiben und von den Tarifvertragsparteien zu unter-
zelchnen,

(2) Die erzielte Einigung hat die materielle Wirkung eines Tarif-
vertrages.

§ 6
Entscheidung der Schlichtungsstelle

(1) Kommt eine Einigung nach § 5 Abs. 1 nicht innerhalb von
vier Wochen oder nach Ablauf einer im beiderseitigen Einvernehmen
vereinbarten Verlingerung dieser Frist zustande, so entscheidet
die Schlichtungsstelle mit Mehrheit. Kein Mitglied der Schlich-
tungsstelle darf sich der Stimme enthalten.

(2) Eine Entscheidung ist auf Antrag einer Tarifvertragspartei
auch dann zu fdllen, wenn die andere Tarifvertragspartei trotz
rechtzeitiger Ladung nicht erschienen ist oder wenn sie nicht ver-
handelt. Diese Entscheidung hat die materielle Wirkung eines Tarif-
vertrages.

(3) Die Verhandlung ist von Amts wegen zu vertagen, gegebenenfalls
unter Erteilung von Auflagen an die Tarifvertragsparteien, wenn der
Streitfall noch nicht entscheidungsreif und eine weitere Aufklarung
gemdB § 4 Abs. 4 erforderlich ist.

(4) Der Vorsitzende verkiindet im AnschluB an die Verhandlung nach
Beratung mit den Beisitzern die schriftlich abgefaBte und von den
Mitgliedern der Schlichtungsstelle unterzeichnete Entscheidung. Sie
igt - versehen mit einer schriftlichen Begrindung - den Tarifver-
tragsparteien durch einen eingeschriebenen Brief zuzustellen,
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{5) Die Tarifvertragsparteien sind verpflichtet, innerhalb einer
Frist von einem Monat dem Vorsitzenden der Schlichtungsstelle durch
eingeschriebenen Brief die Annahme oder Ablehnung der Entscheidung
der Schlichtungsstelle bekanntzugeben. Die Frist beginnt mit der
7ustellung des schriftlichen Entscheides der Schlichtungsstelle

(Absatz 4).

(6) Die Entscheidung der Schlichtungsstelle hat im Falle der
Annabme durch die Tarifveriragsparteien die materielle Wirkung
gines Tarifvertrages.

§ 7

Aussetzung des Schlichtungsverfahrens

(1) Lehnt eine Tarifvertragspartei die Entscheidung der Schlich-
tungsstelle ganz oder teilweise ab, so gilt das Verfahren fiir die
Dauer eines Monats als ausgesetzt. Die Frist beginnt mit Eingang
der Erklirung gemdB § 6 Abs. 5 bei dem Vorsitzenden.

(2) Wihrend dieser Frist sollen die Tarifvertragsparteien ver-
suchen, zu einer Verstindigung zu kommen. Erfolgt keine Verstédndi-
gung, so setzt der Vorsitzende nach Ablauf der Aussetzungsfrist
einen weiteren Verhandlungstermin an. Die Schlichtungsstelle ist
gemdB § 2 Abs. 1 um je zwei von den Tarifvertragsparteien zu be-
nennende zusitzliche Beisitzer zu erginzen. Die Zusammensetzung der
Schlichtungsstelle soll im Ubrigen unverdndert bleiben, es seil
denn, die Tarifvertragsparteien wiinschen in beiderseitigem Einver-
nehmen ihre Neubesetzung. Die §§ 3 bis 5 finden Anwendung.

§ 8
Erneute Entscheidung der Schlichtungsstelle

(1) Die Schlichtungsstelle ist an die vorangegangene Entscheidung
nicht gebunden. Sie soll erneut frei entscheiden.
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(2) Die Schlichtungsstelle fafit ihre Entscheidung mit zwel-
drittel Mehrheit. Im iibrigen findet § 6 Abs. 1 bis 5 entsprechende
Anwendung.

(3) Die Entscheidung hat die materielle Wirkung eines Tarifver-
trages.,

§ 9

Wiederaufnahme des Verfahrens

(1) Hat bei einer Entscheidung der Schlichtungsstelle ein Form-
fehler oder ein unrichtiger Sachverhalt vorgelegen, so kann jede
Tarifvertragspartei binnen zwei Wochen nach Zustellung der Ent-
scheidung beim Vorsitzenden die Wiederaufnahme des Verfahrens be~
antragen.

(2) Die Schlichtungsstelle tritt in der gleichen Besetzung zu-
sammen, in der die angefochiene Entscheidung gefdllt wurde. Sie
muB dem Antrag der Tarifvertragspartei stattgeben, wenn diese den
unrichtigen Sachverhalt bzw. den Formfehler nachgewiesen hat.

(3) Die im Wiederaufnahmeverfahren getroffene Entscheidung hebt
die angefochtene Entscheidung auf. ’

§ 10
Kozten

{1) Die BEntschidigung der Beisitzer tridgt die Tarifvertrags-
partei, die sie benannt hat; ebenso tragt Jede Tarifvertragspartel
die Kosten der von ihr benannten Auskunfispersonen und Sachver-
gstdindigen. Die iibrigen Kosten des Verfahrens einschlieflich der Aus-
lagen des Vorsitzenden trigt jede Tarifvertragspartel zur Hdlfte.

(2) Wurde die Schlichtungsstelle angerufen, weil eine Tarifver-
tragspartei die Aufnahme von Verhandlungen abgelehnt hat, so trigt
diese Tarifveriragspartel alle Kosten des Verfahrens allein,
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§ 11
Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 5. November 1979
in Kraft,

(2) Sie kann mit einer Frist von sechs Monaten zum JahresschluB

gekiindigt werden,

(3) Nach erfolgter Kindigung gilt diese Vereinbarung weiter bis
zum AbschluBl einer neuen Vereinbarung. Diese Vereinbarung kann nicht

durch Schlichtungsspruch zustande kommen.

Kiel, den 5. November 1979

Fiir den
Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungstriger Nord-

Fir die/d#Hexn

Deutsche Angestelltengewerkschaft
-~ Landesverbiinde Hamburg und Schleswig-Holstein -











